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671. Verordnung des Bundesministers für Inneres über die Vergütung der notwendigen
Fahrtkosten der Zivildienstleistenden (Fahrtkosten-Verordnung für Zivildienstleistende-

FK-V)
Auf Grund der §§ 25 Abs. l Z 2 sowie 31 Abs. l Z 6 und 7 und Abs. 3 des Zivildienstgesetzes 1986

(ZOG), BGB1. Nr. 679, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGB1. Nr. 506/1995, wird verordnet:
§ 1. Für Fahrten nach § 31 Abs. l Z 6 ZDG gebührt ein monatlicher Pauschalbetrag von 300 S, so-

fern sich nicht bei einem im Bereich eines Verkehrsverbundes gelegenen Dienstort durch die Möglichkeit
der Inanspruchnahme einer Zeitkarte ein anderer Vergütungsbetrag ergibt.

§ 2. Der Rechtsträger der Einrichtung hat dem Bundesministerium für Inneres binnen zwei Wochen
ab Dienstantritt, bei einer allfälligen Änderung ab Wirksamwerden derselben, die für die Zuerkennung
der Fahrtkostenverordnung notwendigen Daten bekanntzugeben.

§ 3. Die Fahrtkostenvergütung ist erstmals spätestens drei Monate ab Bekanntgabe der Daten nach
§ 2 und in der Folge jeweils zum Monatsersten im voraus auszuzahlen.

§ 4. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. November 1995 in Kraft.
(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verordnung des Bundesministers für Inneres,

BGB1. Nr. 788/1994, außer Kraft.

Einem

672. Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, mit der die Kul-
turpflanzen-Ausgleichszahlungsverordnung geändert wird

Auf Grund der §§ 99 und 108 des Marktordnungsgesetzes 1985, BGB1. Nr. 210, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGB1. Nr. 298/1995, wird verordnet:

Die Kulturpflanzen-Ausgleichszahlungsverordnung, BGB1. Nr. 1067/1994, in der Fassung der Ver-
ordnung BGB1. Nr. 545/1995 wird wie folgt geändert:

1. In § 4 Abs. l wird die Wortfolge „soll von dieser bis 22. Mai der AMA übermittelt werden." wie
folgt ersetzt:
„ist von dieser unverzüglich, jedenfalls aber so rechtzeitig an die AMA weiterzuleiten, daß der Antrag-
spätestens am vierten Arbeitstag nach Ablauf der Antragsfrist bei der AMA eingelangt ist."

2. § 4 Abs. l Z l lautet:
„ l. Name/Firma, Geburtsdatum/Firmenbuchnummer und Anschrift des Antragstellers,"

3. Nach § 4 Abs. l Z 4 lit. e werden folgende lit. f und g angefügt:
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,,f) aus Umweltgriinden und für Aufforstungsmaßnahmen im Rahmen der Verordnungen (EWG)
Nr. 2078/92 und (EWG) Nr. 2080/92 stillgelegte Flächen, die auf die Stillegungsverptlichtung
angerechnet werden,

g) Flächen, die der Erzeugung von zur Trocknung bestimmtem Futter gemäß der Verordnung (EG)
Nr. 603/95 dienen,"

4. Nach § 4 Abs. 3 werden folgende Abs. 3a und 3b eingefügt:
„(3a) Für Anträge, die im jeweils nächstfolgenden Wirtschaftsjahr gestellt werden, sind die Auszüge

aus dem Grundstücksverzeichnis sowie die Skizzen nur vorzulegen, wenn sich Änderungen gegenüber
dem Vorjahr ergeben haben.

(3b) Erzeuger, die gemäß Art. 3 Abs. 4 der Verordnung (EWG) Nr. 2780/92 in der Fassung der Ver-
ordnung (EG) Nr. 868/95 innerhalb ihres Betriebes nicht beihilfefähige Flächen gegen beihilfefähige
Flächen austauschen wollen, haben bis zum 15. Juli des Wirtschaftsjahres, in dem der Antrag auf Aus-
gleichszahlungen gestellt wird, bei der AMA die Genehmigung zu beantragen."

5. § 8 Abs. 3 lautet:
„(3) Der Erzeuger kann ab dem 15. Juli auf den stillgelegten Flächen die Aussaat von Ackerfrüchten

vorbereiten und vornehmen, die zur Ernte im folgenden Wirtschaftsjahr bestimmt sind, soweit dies auf
Grund deren Wachstumsbedingungen vor Ende des Stillegungszeitraums erforderlich ist."

6. Nach § 11 Abs. 2 wird folgender Abs. 3 angefügt:
„(3) Art. 7 Abs. 7 Unterabs. l zweiter Gedankenstrich der Verordnung (EWG) Nr. 1765/92 ist nicht

anzuwenden."
7. Nach § 11 wird folgender § 11 a samt Überschrift eingefügt:

„Vorzeitige Beendigung der garantierten Dauerbrache
§ Ha. Ein Erzeuger, der sich gemäß Art. 5 Abs. l der Verordnung (EG) Nr. 762/94 verpflichtet hat,

dieselben Schläge fünf Wirtschaftsjahre lang stillzulegen, und diese Verpflichtung vor Ablauf dieses
Zeitraums gemäß Art. 5 Abs. 2 rückgängig machen will, hat dies der AMA schriftlich bis 31. August des
der Antragstellung vorangehenden Jahres zu melden. Er hat gegebenenfalls anzugeben, welche Voraus-
setzungen des Art. 5 Abs. 3 für eine vorzeitige Beendigung der Stillegung ohne Abzüge vorliegen."

8. In § 12 Abs. l Z l entfällt die Wortfolge „jeweils in Reinsaat"
9. § 14 Abs. l lautet:
„(1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft hat für Kulturpflanzen, die als nachwachsen-

de Rohstoffe angebaut werden, rechtzeitig vor der Ernte repräsentative Erträge für das jeweilige Wirt-
schaftsjahr festzusetzen. Diese Festsetzung hat unter Berücksichtigung der regionalen Wachstumsbedin-
gungen der jeweiligen Art und Sorte zu erfolgen."

10. Nach § 14 Abs. 2 wird folgender Abs. 3 angefügt:
„(3) Ist auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen, daß ein im Vertrag im Sinne des Art. 6 der

Verordnung (EWG) Nr. 334/93 angegebener voraussichtlicher Ertrag nicht erreicht werden wird, hat der
Antragsteller dies der AMA binnen zwei Wochen unter Angabe der Gründe für den voraussichtlichen
Minderertrag schriftlich zu melden. Die auf den betreffenden Flächen angebauten Kulturpflanzen dürfen
vor Ablauf des zehnten Tages ab Erstattung der Meldung nicht geerntet werden, damit alle erforderlichen
Kontrollen durchgeführt werden können."

11. Nach § 16 wird folgender § 16a samt Überschrift eingefügt:
„Meldung der Lieferung

§ 16a. Der Aufkäufer oder Erstverarbeiter (letzterer unabhängig davon, ob er Vertragspartei ist) hat
der AMA die in den in § l genannten Rechtsakten vorgeschriebenen Angaben über die Lieferung der auf
den Stillegungsflächen geernteten Ausgangserzeugnisse mitzuteilen:

1. im Falle des Anbaus von Winterraps, Winterrübsen und Erbsen bis spätestens 15. September des
Erntejahres, im Erntejahr 1995 bis spätestens 15. Oktober 1995,

2. im Falle des Anbaus von Mais bis spätestens 30. November des Erntejahres und
3. im Falle des Anbaus aller übrigen Kulturen bis spätestens 15. November des Erntejahres.

Die AMA kann in begründeten Einzelfällen, insbesondere wenn die Ernte nach den in Z l bis 3 genann-
ten Terminen erfolgt, eine spätere Meldung genehmigen."
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12. In § 20 Abs. l Z l entfällt die Wortfolge „in Reinsaat"
13. § 21 Z l lautet:

„1. rechtzeitig die für die Festsetzung der repräsentativen Erträge (§ 14) erforderlichen Daten,"

Molterer

673. Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, mit der die
Flachsbeihilfenverordnung geändert wird

Auf Grund der §§ 99 und 108 des Marktordnungsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 210, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 298/1995, (MOG) wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, BGBl. Nr 167/1995, über die
Gewährung von Flächenbeihilfen und Lagerbeihilfen bei Flachs und Hanf (Flachsbeihilfenverordnung)
wird wie folgt geändert:

1. Die Promulgationsklausel lautet:
„Auf Grund der §§ 99 und 108 des Marktordnungsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 210, zuletzt geändert

durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 298/1995, (MOG) wird verordnet:"
2. § 2 lautet:
„§ 2. Für die Vollziehung dieser Verordnung und der in § l genannten Rechtsakte ist die Marktord-

nungs- und Interventionsstelle Agrarmarkt Austria (AMA) zuständig."
3. § 3 Abs. 2 Z l lautet:

„1. beihilfefähigen, hauptsächlich zur Fasererzeugung bestimmten Flachs (Faserlein) entweder im
eigenen Betrieb oder auf Grund eines in den in § l genannten Rechtsakten vorgeschriebenen An-
bauvertrages anbaut oder"

4. §4 Abs. l Zl lautet:
„1. eine Aussaatflächenerklärung abgegeben hat, der die Bescheinigungen und Etiketten gemäß den

§§ 4 Abs. 3 und 9 Abs. l des Saatgutgesetzes 1937, BGBl. Nr. 236, in der geltenden Fassung bei-
zulegen sind, und"

5. § 4 Abs. l Z 2 lautet:
„2. den Beihilfeantrag stellt."

6. § 4 Abs. 2 erster Satz lautet:
„Die Aussaatflächenerklärung und der Beihilfeantrag müssen die in den § l genannten Rechtsakten

vorgeschriebenen Angaben und Beilagen enthalten."
7 § 4 Abs. 2 vorletzter Satz lautet:

„Dem Antrag sind Auszüge aus dem Grundstücksverzeichnis sowie Skizzen jener Schläge oder Feldstük-
ke, auf denen der Faserlein oder der Hanf ausgesät ist, beizulegen, soweit diese Unterlagen nicht bereits
im Rahmen der Kulturpflanzen-Ausgleichszahlungsverordnung, BGBl. Nr. 1067/1994, in der jeweils
geltenden Fassung vorgelegt worden sind."

8. § 4 Abs. 3 lautet:
„(3) Eine Aussaatflächenerklärung, in der die Summe der mit Faserlein oder Hanf ausgesäten Fläche

drei Hektar oder mehr beträgt, darf nur anerkannt werden, wenn die Angaben von der AMA auf der Aus-
saatflächenerklärung bestätigt werden oder wenn-der Erklärung eine Unterlage beigefügt ist, die die
AMA von der Richtigkeit der Erklärung überzeugt."

9. Dem § 4 wird folgender Abs. 4 angefügt:
„(4) Die Beihilfe wird durch Bescheid festgesetzt."
10. §6 Abs. 2 Z 2.lautet:

„2. auf dem Flachs- oder Hanfsektor tätig ist und; was den Flachs betrifft, gemäß § 7 im öffentlichen
Register eingetragen ist."

11 In § 9 Abs. l lautet das Zitat:
„§ 3 Abs. 2 Z l und 3"
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12. §9 Abs. 4 entfällt.

13. § 12 lautet:

,,§ 12. (1) Die AMA hat dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft rechtzeitig die notwen-
digen Daten für die in den in § l genannten Rechtsakten angeordnete Unterrichtung der Kommission zu
übermitteln, sodaß die jeweilige Mitteilung an die Kommission termingerecht erfolgen kann.

(2) Werden bei den Flächenkontrollen, die in den in § l genannten Rechtsakten zur Überprüfung der
Angaben in den Aussaatflächenerklärungen und Beihilfeanträgen vorgeschrieben sind, die in diesen
Rechtsakten angeführten Unregelmäßigkeiten festgestellt, so hat die AMA hierüber dem Bundesminister
für Land- und Forstwirtschaft unverzüglich zu berichten."

Molterer

674. Verordnung des Bundesministers für öffentliche Wirtschaft und Verkehr betreffend
die Bestimmung des Trassenverlaufes der Linienverbesserung Neudorf im Zuge der

Hochleistungsstrecke Parndorf-Staatsgrenze bei Kittsee

Auf Grund des § 3 Abs. l des Hochleistungsstreckengesetzes, BGBl. Nr. 135/1989, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 655/1994 wird verordnet:

Der Trassenverlauf der Linienverbesserung Neudorf im Zuge der Hochleistungsstrecke Parndorf-
Staatsgrenze bei Kittsee im Bereich der Gemeinde Neudorf wird wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Trasse beginnt bei Bestands-km 46,095 (Projekts-km 4,807) und endet bei
Bestands-km 48,385 (Projekts-km 6,879) der ÖBB-Strecke Parndorf-Staatsgrenze bei Kittsee. '

Der Geländestreifen gemäß § 3 Abs. 2 leg. cit. für den Verlauf der neu herzustellenden Trasse, der
auch das Hochleistungsstrecken-Baugebiet gemäß § 5 Abs. l leg. cit. darstellt, ist aus der beim Bundes-
ministerium für öffentliche Wirtschaft und Verkehr, beim Amt der Burgenländischen Landesregierung
sowie bei der Gemeinde Neudorf aufliegenden Planunterlage (Katasterplan l :5 000; Einlage 1.6; Plan-
Nummer 2005/006) zu ersehen.

Klima

675. Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten betreffend die
Bestimmung des Straßenverlaufes der B 143 Hausruck Straße im Bereich der Gemeinde

Ungenach

Auf Grund des § 4 Abs. l des Bundesstraßengesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. Nr. 33/1994 wird verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 143 Hausruck Straße wird im Bereich der Gemeinde
Ungenach wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt bei km 48,28 und bindet bei km 48,87 (alt)/km 48,808
(neu) nach der Einbindung der Wolfsegger Landesstraße wieder in den Bestand ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der neu herzustellenden Straßentrasse aus den beim Bundesministerium
für wirtschaftliche Angelegenheiten, beim Amt der Oberösterreichischen Landesregierung sowie bei der
Gemeinde Ungenach aufliegenden Planunterlagen (Plan Nr. GZ. 9013 im Maßstab l: l 000) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Ditz
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676. Kundmachung des Bundesministers für Umwelt über die Aufhebung des Erlasses
zur Altlastensanierungsgesetznovelle 1992 durch den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 139 Abs. 3 lit. c und Abs. 5 B-VG wird kundgemacht:
(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis vom 17. Juni 1995, V 169/94-8, dem Bundesmi-

nister für Umwelt zugestellt am 19. Juli 1995, den Erlaß der Bundesministerin für Umwelt, Jugend und
Familie zur Altlastensanierungsgesetznovelle 1992 vom 7. April 1993, Z 08 3523/26-V/4/93-Ho, als
gesetzwidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des 15. Juni 1996 in Kraft.

Bartenstein


